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B e r i c h  t 

an den Nationalrat 

A. Vorbemerkungen 

Die am 1.Juni 1983 in Genf zu ihrer 69.Tagung zu­

sammengetretene Allgemeine Konferenz der Inter­

nationalen Arbeitsorganisation hat am 20.Juni 1983 

unter anderem die 

Empfehlung (Nr. 167) betreffend die Einrichtung 

eines internationalen Systems zur Wahrung der 

Rechte in der Sozialen Sicherheit 

angenommen, dessen amtlicher deutscher Wortlaut ange­

schlossen ist. 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorgani­

sation ist gem�ß Art ik e l 19 der Verfassung der Inter­

nationalen Arbeitsorganisation, BGBl.Nr.223/1949, ver­

pflichtet, die von der Internationalen Arbeitskonferenz 

angenommenen internationalen Orkunden den zuständigen 

Stellen im Hinblick auf ihre Verwirklichung durch die 

Gesetzgebung oder durch andere Maßnaru�en vorzulegen. 

B. Die Empfehlung 

Die Empfehlung Nr.167 ergänzt das von der Allge­

meinen Konferenz der Internationalen Arbeitsorgani­

sation 1982 angenomme�e übereinkommen Nr.157 über die 

Einrichtung eines internationalen Systems zur Wahrung 

der Rechte in der Sozialen Sicherheit. Im Hinblick da­

rauf, daß die Verpflichtungen aus diesem übereinkommen 

mit Ausnahme einiger unmittelbar wirksamer Bestimmungen 
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durch den Abschluß von zwei- oder mehrseitigen überein­

künften zu erfüllen sind, enthält die Empfehlung ergän­

zende Bestimmungen, die im wesentlichen darauf ab­

zielen, 

a) den Geltungsbereich der von den Mitgliedstaaten 

geschlossenen z wei - oder mehrseitigen übereinkünfte 

über Soziale Sicherheit auf alle Staatsangehörigen 

der Mitgliedstaaten sowie Flüchtlinge und Staaten­

lose auszudehnen (Abs.2) , 

b) geeignete Verwaltungs- oder Finanzvereinbarungen 

zur Sicherstellung des Transfers von Pensionen, 

Renten und Sterbegeldern abzuschließen (Abs.3) , 

c) Regelungen im Bereich der Familienleistungen und 

der Arbeitslosenversicherung auch dann in die z wei­

oder rnehrseitigen übereinkünfte über Soz�ale Sicher­

heit einzubeziehen ( Abs.4) , wenn in einem der Mit­

gliedstaaten noch kein diesbezügliches System be­

steht, 

d) Geldleistungen an Berechtigte im Ausland nach Mög­

lichkeit unmittelbar zu zahlen ( Abs.5) sowie 

e) den Abschluß von z wei- oder mehrseitigen überein­

künften über Soziale Sicherheit und die Koordi­

nierung zwischen diesen übereinkünften zu fördern 

( Abs. 6 bis 8) , wobei die im Anhang I enthaltenen 

Musterbestimmungen bzw. das im Anhang II enthaltene 

Musterübereinkommen berücksichtigt werden sollten. 

c. Rechtslage und Folgerungen 

Zur Frage der Verwirklichung der Vorschläge und 

Anregungen der Empfehlung wurden die Stellungnahmen der 
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Zent�alstellen des Bundes und der L�nder/ cer �aßgeb-

lichen l�tcresscnsvertretung2� de� Arbeitgeber und Ar-

beitneh�er sowie des HaurtverLandcs der 6ster­

reichischen SozlalversicherungsLrJger eingeholt. In den 

e inge 1 ang ten St.ell Uf,S nah..':1en (�.r.sb(? sonderc:. Bt.:ndes­

ministerien fOr Finanzen und 30zi2!e Verwaltung, öster­

reichischer ArbeiterkammerLag gemeinsam mit dem öster­

reichischen Gewerkschaftsbund, ?r5sidentenkonferenz der 

Landwirtschaftskammern österreichs und Hauptverband der 

österreichlschen Sozialversicherungstr�ger) wird im 

wesentlichen 3uf die Bedenken hingewiesen, die gegen 

eine R3tifizierLng des übereinkommens Nr .157 vorge­

bracht vrurden (sieh-2 der: diesbez(.;glichen Bericht der 

Bundesregierung, 111-36 der Beilage� XV! GP, bzw. den 

Bericht des Ausschusses für soziale Vsrwaltuns, 250 der 

Beilagen XVI GP). Diese Bed·::nken b.:::traren �_n erster 

Linie die sich aus einer Ratifizi0rung des Oberein­

korn�ens ergebende unmittelbar wirksame Verpflichtung 

zum weltweit.en Leistungsexport VOll pensionen, Renten 

und Sterbegeldern sowie die sich aus einer Ratifi­

zierung ergebenden möglicher: Auswirkungen hinsichtlich 

eines insbesondere von Arbeitskrdf�ernigrationsl�ndern 

geforderten Exportes von Leistungen bei Arbeitslosig­

keit bzw. von Farnilienbe;ihilfen. Darüber hinaus wurde 

im Hinblick auf die im Anhan g I enthaltenen Musterbe­

stimmungen in allgemeinen darauf hingewiesen (Hauptver­

band der österreichischen Sozialversicherungstr�ger) , 

daß sich die Abkommenspol i t_ik österreü::hs auch in Hin­

kunft an den bisher von österreich geschlossenen zwei­

oder mehrseitigen Abkommen Uber Soziale Sicherheit 

orientieren sollte, was aber ohnehin im Grunde den 

Intentionen der Empfehlung entspreche. 

Eine Gegc�Qberstcllun3 der Anregungen der Enpfeh­

lung mit den einschl�gigen österreichischen Rechtsvor­

schrift.en bzvi. de" von ös�e!:r0:o-!.ch berc:i-c.s bisher ge-
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troffenen zwischenstaatlichen Regelungen ergibt im 

einzelnen folgendes: 

Abs.l der Empfehlung enthält verschiedene Begriffs­

bestimmungen, wie sie auch im übereinkommen Nr.157 ent­

halten sind. Diese Begriffsbestimmungen entsprechen den 

analogen Begriffsbestimmungen des von österreich rati­

fizierten Europäischen Abkommens über Soziale Sicher­

heit, BG BI. Nr.428/1977, und sind im wesentlichen auch 

in den von österreich geschlossenen zweiseitigen Ab­

kommen enthalten. 

Abs.2 der Empfehlung sieht vor, daß die Mitglied­

staaten den persönlichen Geltungsbereich der von ihnen 

geschlossenen zwei - oder mehrseitigen übereinkünfte 

über Soziale Sicherheit auf alle Staatsangehörigen der 

Mitgliedstaaten sowie auf Flüchtlinge und Staatenlose, 

die im Gebiet eines der Mitgliedstaaten wohnen, aus­

dehnen sollten. Die österreichische Abkommenspolitik 

entspricht dieser Empfehlung, da grundsätzlich das Be­

streben besteht, den persönlichen Geltungsbereich von 

Abkommen über Soziale Sicherheit nicht zu beschränken 

und somit jeweils alle Personen zu erfassen, die den 

Rechtsvorschriften der jeweiligen Vertragsstaaten unter­

stehen oder unterstanden. In diesem Sinne sind auch die 

Abkommen mit der Bundesrepublik Deutschland, Groß­

britannien, Israel, Italien, den Niederlanden, Schweden 

und Spanien im persönlichen Geltungsbereich nicht be­

schränkt. 

Im Abs.3 der Empfehlung wird den Mitgliedstaaten 

der Abschluß geeigneter Verwaltungs- oder Finanzverein­

barungen zur Beseitigung von etwaigen Hindernissen 

empfohlen, die der Zahlung von Pensionen, Renten und 

Sterbegeldern, auf die nach den Rechtsvorschriften 

eines Mitgliedstaates Anspruch besteht an Staatsange-
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hörige der Mitgliedstaaten, Fl üchtlinge oder staaten­

lose bei Wohnort im Ausland entgegenstehen. In diesem 

Zusammenhang sieht Abs.5 der Empfehlung ergänzend vor, 

daß die Zahlung insbesondere dieser Leistungen nach 

Möglichkeit unmittelbar an die Berechtigten erfolgen 

soll ( Direktzahlung) , damit diese möglichst schnell 

darüber verfügen können. Eine solche Direktzahlung ist 

unter Berücksichtigung und im Rahmen der devisenrecht­

lichen Bestimmungen im Verhältnis zu allen Vertrags­

staaten in den Durchführungsvereinbarungen zu den von 

österreich geschlossenen Abkommen über Soziale Sicher­

heit vorgesehen und wird von den österreichischen So­

zialversicherungsträgern auch im Verhältnis zu Nicht­

vertragsstaaten praktiziert. Darüber hinausgehende be­

sondere Verwaltungs - oder Finanzvereinbarungen sind 

unter Ber ücksichtigung der österreichischen Rechtslage 

nicht erforderlich. 

F ür den Bereich der Familienleistungen und der Ar­

beitslosenversicherung sieht Abs.4 der Empfehlung vor, 

daß sich die Mitgliedstaaten bemühen sollten, Rege­

lungen hinsichtlich dieser Bereiche in ihre zwei- oder 

mehrseitigen übereinkünfte auch dann aufzunelli�en, wenn 

in einem der Mitgliedstaaten noch kein diesbezügliches 

System besteht. Zu diesem Absatz der Empfehlung ist zu 

bemerken, daß österreich diesem Gedanken durch die ein­

seitige Einbeziehung der österreichischen Familienbei­

hilfe in das Abkommen mit der Türkei bereits einmal 

Rechnung getragen hat. Einer generellen Annahme dieses 

Punktes der Empfehlung kann aber aus grundsätzlichen 

Erwägungen, insbesondere wegen des Fehlens einer 

materiellen Gegenseitigkeit, nicht näher getreten 

werden. 

In den Abs. 6 bis 8 der Empfehlung wird den Mit­

gliedstaaten im wesentlichen empfohlen, zwei- oder mehr -
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seitige übereinkünfte über Soziale Sicherheit abzu­

schließen und eine Koordinierung zwischen diesen über­

einkünften (mehrseitige Zusammenrechnung der Versiche­

rungszeiten) anzustreben, wobei gegebenenfalls die im 

Anhang I enthaltenen Musterbestimmungen bzw. das im 

Anhang II enthaltene Musterübereinkommen berücksichtigt 

werden sollten. 

Die im Anhang I der Empfehlung enthaltenen Musterbe­

sti�mungen entsprechen im wesentlichen den im euro­

päischen Bereich geltenden multilateralen Regelungen, 

wie insbesondere auch dem von österreich ratifizierten 

Europäischen Abkommen über Soziale Sicherheit 

( BG Bl. Nr.428/1977) . Bei der Beurteilung dieser Musterbe­

stimmungen ist zu berücksichtigen, daß sie eine Viel­

zahl unterschiedlicher Systeme in den einzelnen Mit­

gliedstaaten berücksichtigen und dem - in gleicher 

Weise wie im Europäischen Abkommen über Soziale Sicher­

heit - in formaler Hinsicht Rechnung getragen ist. Dar­

über hinaus enthalten die Musterbestimmungen ent­

sprechend ihrer Zielsetzung hinsichtlich der einzelnen 

Leistungsarten die jeweils möglichen verschiedenen 

Lösungsvarianten (siehe z. B. Art.17 Abs.5 betreffend 

Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten) . 

Demgegenüber haben die von österreich geschlossenen 1 6  

z weiseitigen Abkommen jeweils nur die z wischen den 

beiden Vertragsstaaten bestehenden Beziehungen zu be­

rücksichtigen, was bei im wesentlich gleichem materiell­

rechtlichen Inhalt gegenüber den Musterbestimmungen 

jedoch insbesondere in formaler Hinsicht durch ein­

fachere und weniger kasuistische Regelungen zum Aus­

druck kommt. 

Anhang II der Empfehlung enthält schließlich ein 

Musterübereinkommen zur Koordinierung von z wei- oder 

mehrseitigen übereinkünften über Soziale Sicherheit. 
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Durch eine solche Koordinierung soll insbesondere eine 

Berücksichtigung aller in den betreffenden Mitglied­

staaten zurückgelegten Versicherungszeiten für den Er­

werb von Pensionsansprüchen bzw. für die Leistungsbe­

rechnung erreicht werden. Dieser Gedanke einer mehr­

seitigen Zusammenrechnung wurde in der Vergangenheit 

bereits von einigen Vertragsstaaten zur Diskussion ge­

stellt, aus einer Reihe von Gründen aber bisher abge­

lehnt. 

Zusammenfassend kann hinsichtlich der einzelnen 

Punkte der Empfehlung festgestellt werden, daß ihnen im 

Rahmen der von österreich geschlossenen zwei- oder mehr­

seitigen Übereinkünften über Soziale Sicherheit zum 

GrOßteil bereits Rechnung getragen ist. Was die im An­

hang I zur Empfehlung enthaltenen Musterbestimmungen 

betrifft, ist festzuhalten, daß die von österreich ge­

schlossenen zweiseitigen Abkommen über Soziale Sicher­

heit vor allem in fo�aler Hinsicht von diesen Be­

stimmungen abweichen, diese aber in Detailbereichen 

zweifellos dennoch als Diskussionsgrundlage dienen 

können. Die mit neuen Vertragsstaaten abzuschließenden 

Abkommen über Soziale Sicherheit werden sich zweifellos 

im Sinne der Harmonisierungsbestrebungen in zwischen­

staatlichen Bereich auch künftig an j enen Regelungen zu 

orientieren haben, die in den bisher von österreich 

geschlossenen Abkommen enthalten sind. Bei Abschluß 

solcher neuer Abkommen bzw. im Rahmen �on Revisionen 

bestehender Abkommen wird unter Bedachtnahme auf die im 

Anhang 11 der Empfehlung enthaltene Anregung versucht 

werden, Regelungen betreffend die mehrseitige Zusammen­

rechnung von Versicherungszeiten vorzusehen, wodurch 

die bisherige, sozialpolitisch begründete Praxis der 

österreichischen Pensionsversicherungsträger legiti­

miert wurde. 
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Die Bundesregierung hat in der Sitzung des Minister­

rates vom A�.iett�{� 1984 den Bericht über die auf 

der 69.Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz 

(Juni 1983) angenommene Empfehlung (Nr.167) betreffend 

die Wahrung der Rechte in der Sozialen Sicherheit zur 

Kenntnis genommen und beschlossen, den Bericht dem 

Nationalrat zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Die Bundesregierung stellt daher den 

A n t r a g  , 

der Nationalrat wolle den vorstehenden Bericht zur 

Kenntnis nehmen. 
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EMPFEHLUNG\BETREF} 1:. ND DIE fl?'�RICHTU'lG 
EINES Il'ITE&"'JA'TIONALEN SYSTE='�1S ZUR W.lliRUNG DER RECHfE 

IN DER SOZIALEN SICHERHEIT 
Die AUgeme:nc Konferenz der tnteFiatlcfialen c-\roeüsorganisation, 
die vom Verwalrungsrat des Intem;.l.tio;-:Cl�<:r. ,-\roeitsJ.ffile� ['ach Geuf einberu­

fen wurde und am L Juni 198:3 zu LQrer neununcbechzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

verweist auf die durch das Ül.';:;reinkomme::l 0.ber die Gleichbehandlung 
(Soziale Sicherheit), 1962, festgd,�gtet1 Grundsätze. die nicht nur die 
Gleichbeha.!1dlung, sondern :lUch jie \Vilinmg der Anwartschaften und 
Anspruche betreffen. sowie J.ut die durch das t:beremkommen uber die 
Wahrung der Rechte LD der Sozialen Sicherten, 1982. festgelegcen Grund­
sätze, 

hält es pi! erforderlich, den Abschluß zvvei- ::;,der mehrstltiger LlJereinkunfte 
über Soziale Sicherheit Lwis;:hen deo �tit21;edem der [nrernationalen 
Arbeirsorganisation. sowi.e die lntem3.tion2.1e� Koordinierung dieser Cber­
einkunfte, insbesondere zur Duröfuhrull;Z l1tS Coereinkommens 5.ber die 

.GIe:chbehanwung (Soziale Sicherheit). i'962, und eies GlJereinkommens 
über die Wahrung der Rechte tn der Sozial<;;n Sicherhelt. 1982, zu fö.rdem, 

hat beschlossen, verschiedene Ant.r::ige anzunehmen betreffend die Wahrung 
der Rechte in der Sozialen Sicherheit, e�ne Frage, die den fünften 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bilJet, uud 

dabei bestimmt, daß diese Al1trige die Form einer internationalen Empfehlung 
erhalten soUen. 

Die Konferenz nimmt heute, 3m 20. hni 1983, die folgende Empfehlung J.n, 
die als Empfehlung betreffend die Wahrung der Rechte in der Soziaien Sicherheit, 
1983. bezeichnet wird. 

1. In dieser Empfehlung 
a) bedeutet der Ausdruck "Yut�Eed" jeden Mitgliedstaat der Internationalen 

Arbeitsorganisation ; 
0 

b) umfaßt der Ausdruck "Gesetzgebung" all� Gesetze und Vero rdnungen sowie 
die satzungsmäßigen Bestimmu!1gen J.u! dem Gebiet der Sozialen Sicherheit; 

c) hat der Ausdruck "F1üchdingO" die gle�che Bcdeurung 'me in Artikel 1 des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Rüchrllllge vom 28. Juli 1951 und in 
Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls betreffend die Rechtsstellung der Flüchtlin ge 
vom 31. Januar 1967 ohne geographische Begre�-rung; 

d) hat der Ausdruck ,.Staatenloser"' die gleiche Bedeutung wie in Artikel 1 des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Su.3.tenlosell vom 28. September 
1954; 

e) bedeutet der Ausdruck "FamiLien3.ngehöri�e" die Personen, die in der 
Gesetzgebung. nach der Leistungen gewihrt oder erbncht werden. als solche 
oder als Haushaltsangeh6rige bestimmt oder aoerk;.lllnt s ind . oder die Perso­
nen, die von den �eüeIfe:;den �firgliedern In gegenseitigem Einvernehmen 
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bestimmt werden; werden nach dieser Gesetzgebung Personen nur unter der 
Voraussetzung als Familienangehörige oder Haushaltsangehörige bestimmt 
oder anerkannt, daß sie mit der betreffenden Person in häuslicher Gemein­
schaft leben, so gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn der Unterhalt dieser 
Personen überwiegend von der betreffenden Person bestritten wird; 

f) bedeutet der Ausdruck "Hinterbliebene" die Personen, die in der Gesetzge­
bung, nach der Leistungen gewährt werden, als solche bestimmt oder aner­
kannt sind; werden nach dieser Gesetzgebung Personen nur unter der 
Voraussetzung als Hinterbliebene bestimmt oder anerkannt, daß sie mit dem 
Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben, so gilt diese Voraus­
setzung als erfüllt, wenn der Unterhalt dieser Personen überwiegend vom 
Verstorbenen bestritten worden ist; 

g) bedeutet der Ausdruck "wohnen" den gewöhnlichen Aufenthalt. 

2. Die Mitglieder, die durch eine zwei- oder mehrseirige Übereinkunft über 
Soziale Sicherheit gebunden sind, soUten sich einvernehmlich bemühen, auf die 
Staatsangehörigen jedes anderen Mitglieds sowie auf Flüchtlinge und S�tenlose. 
die im Hoheitsgebiet eines Mitglieds wohnen, die Bestimmungen dieser Uberein­
kunft anzuwenden betreffend 
a) die Bestimmung der anzuwendenden Gesetzgebung, 
b) die Wahrung der Anwanschaften, 
c) die Wahrung erworbener Anspruche und die Erbringung von Leistungen ins 

Ausland. 

3. Die Mitglieder soUten untereinander und mit anderen interessierten Staaten 
geeignete Verwaltungs- oder Finanzvereinbarungen treffen, damit etwaige Hin­
dernisse beseitigt werden, die der Zahlung der Leistungen bei Invalidität, bei Alter 
und an Hinterbliebene, der Renten auf Grund von Arbeitsunfällen und Berufs­
krankheiten sowie der Sterbegelder, auf die nach ihrer Gesetzgebung Anspruch 
besteht, an Empfänger, die Staatsangehörige eines Mitglieds oder Flüchtlinge oder 
Staatenlose sind und im Ausland wohnen, entgegenstehen. 

4. Hat eines der Mitglieder, die durch eine zwei- oder mehrseitige Überein­
kunft über Soziale Sicherheit gebunden sind, keine geltende Gesetzgebung in 
bezug auf die Leistungen bei Arbeitslosigkeit oder die Familienleistungen. so 
soUten sich die so gebundenen Mitglieder bemühen, miteinander geeignete 
Vereinbarungen zu treffen, damit in angemessenem Umfang der Verlust oder das 
Nichtbestehen von Ansprüchen ausgeglichen wird, die sich aus der Übereinkunft 
für Personen ergeben, die ihren Wohnort vom Hoheitsgebiet eines Mitglieds. das 
eine geltende Gesetzgebung in bezug auf die betreffenden Leistungen hat, in das 
Hoheitsgebiet eines Mitglieds verlegen, das keine solche Gesetzgebung hat, oder 
für die Familienangehörigen von Personen, die nach der Gesetzgebung des 
erstgenannten Mitglieds zwar Anspruche in bezug auf Familienleistungen geltend 
machen können, deren Familienangehörige jedoch im Hoheitsgebiet des zweit­
genannten Mitglieds wohnen. 

5. Sind in Anwendung des Übereinkommens über die Gleichbehandlung 
(Soziale Sicherheit), 1962, des Übereinkommens über die Wahrung der Rechte in 
der Sozialen Sicherheit, 1982, oder einer zwei- oder mehrseitigen Übereinkunft 
über Soziale Sicherheit Geldleistungen an Empfänger zu gewähren, die im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des Staates wohnen, in dessen Hoheitsgebiet sich 
der zur Zahlung verpflichtete Träger befindet, so sollte dieser die Zahlung nach 
Möglichkeit unmittelbar vornehmen, insbesondere in bezug auf die Leistungen bei 
Invalidität, bei Alter und an Hinterbliebene und die Renten auf Grund von 
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Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. Die Überweisung dieser Leistungen und 
Renten sollte unverzüglich erfolgen. damit die Empfänger möglichst schnell 
darüber verfügen können. Bei mittelbarer Zahlung sollte der Träger. der in dem 
Land. in dem der Empfänger wohnt. als Vermittler dient. alles tun. damit der 
Empfänger die ihm zustehenden Leistungen so bald wie möglich erhält. 

6. Die betreffenden Mitglieder sollten sich bemühen. zwei- oder mehrseitige 
Übereinkünfte über Soziale Sicherheit in bezug auf die neun Zweige der Sozialen 
Sicherheit abzuschließen. die in Artikel 2 Absatz 1 des (jöereinkommens über die 
Wahrung der Rechte in der Sozialen Sicherheit, 1982. genannt sind. die Koordinie­
rung der zwei- oder mehrseitigen Übereinkünfte über Soziale Sicherheit, durch die 
sie jeweils gebunden sind, zu entwickeln. und zu diesem Zweck. gegeb�nenfalls mit 
Unterstützung des Internationalen Arbeitsamtes. ein internationales lJbereinkom­
men abzuschließen. 

7. Für die Anwendung der Artikel 6 bis 8 des Übereinkommens über die 
Gleichbehandlung (Soziale Sicherheit). 1962. und des Artikels 4 Absatz 1 des 
Übereinkommens über_die Wahrung der Rechte in der Sozialen Sicherheit, 1982. 
sollten die durch diese Ubereinkommen gebundenen Mitglieder gegebenenfalls die 
Musterbestimmungen und das Musterubereinkommen, die dieser Empfehlung als 
Anhang beigefügt sind. im Hinblick auf den Abschluß zwei- oder mehrseitiger 
Übereinkünfte über Soziale Sicherheit und ihre Koordinierung berücksichtigen. 

8. Die betreffenden Mitglieder. auch wenn sie noch nicht durch mindestens 
eines der in Absatz 7 dieser Empfehlung erw�ten Übereinkommen gebunden 
sind. sollten sich bemühen. an dem durch das Ubereinkommen über die Wahrung 
der Rechte in der Sozialen Sicherheit, 19.82, vorgesehenen internationalen System 
teilzunehmen, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Musterbestimmungen 
und des Musterübereinkommens, die dieser Empfehlung als Anhang beigefügt 
sind. 

ANHANG I 

Mu.sterbestimmungen für den Abscltluß zwei- oder mehrseitiger Übereinklinfte 
über SoziaJe Sicherlleit 

I. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel I 
In diesen Musterbestimmungen 

a) wnfaßt der Ausdruck "Gesetzgebung" alle Gesetze und Verordnungen sowie die 
satzungsmäßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit; 

b) bedeutet der Ausdruck .. zuständiger Staat" eine Vernagspartei, nach deren Gesetz­
gebung die betreffende Person einen Anspruch auf Leistungen geltend machen kann; 

c) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" den Minister, die Minister oder die 
entsprechende Behörde, die im gesamten Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei oder in 
einem Teil davon für die Systeme der Sozialen Sicherheit ruständig sind; 

d) bedeutet der Ausdruck .. Träger" jede Einrichtung oder Behörde. die unmittelbar für die 
Anwendung der gesamten Gesetzgebung einer Vertragspartei oder eines Teils davon 
verantwortlich ist; 

e) bedeutet der Ausdruck .. zuständiger Träger", 
i) wenn es sich um ein Sozialversicherungssystem handelt, entweder den Träger, bei 

dem die betreffende Person zum Zeitpunkt des Antrags auf Leistungen versichert ist, 
oder den Träger. gegen den sie einen Anspruch auf L<!isrungen hat oder gegen den 
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sie einen Anspruch auf Leistungen hätte. wenn sie im Hoheitsgebiet der Vertrags-­
partei wohnte. in dem cüeser Träger seinen Sitz hat. oder den von der zuständigen 
Behörde der betreffenden Vernagspartei bezeichneten Träger; 

ü) wenn es sich um ein anderes als ein Sozialversicherungssystem oder um ein System 
von Familienleistungen handelt, den von der zuständigen Behörde der betreffenden 
Vertragspartei bezeichneten Träger; 

iii) wenn es sich um ein System handelt, das den Arbeitgebern Verpflichtungen 
auferlegt, entweder den Arbeitgeber oder den an seine Stelle tretenden Versicherer 
oder, falls es einen solchen nicht �bt, cüe von der zuständigen Behörde der 
betreffenden Vemagspartei bezeichnete Einrichtung oder Behörde; 

f) bedeutet der Ausdruck" Versorgungskasse" den Träger eines Pflichtsparsystems ; 
g) bedeutet der Ausdruck "Familienangehörige" die Personen, die in der Gesetzgebung, 

nach der Leistungen gewährt oder erbracht werden, als solche oder als Haushaltsange­
hörige bestimmt oder anerkannt sind. oder die Personen, die von den betreffenden 
Mitgliedern in gegenseitigem Einvernehmen bestimmt werden-; werden nach dieser 
Gesetzgebung Personen nur unter der Voraussetzung als Familienangehörige oder 
Haushaltsangehörige bestimmt oder anerkannt, daß sie mit der betreffenden Person in 
häuslicher Gemeinschaft leben, so gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn der 
Unterhalt dieser Personen überwiegend von der betreffenden Person bestritten wird; 

h) bedeutet der Ausdruck "Hinterbliebene" die Personen. die in der GesetZgebung, nach. 
der Leistungen gewährt werden, als solche bestimmt oder anerkannt sind; werden nach 
dieser Gesetzgebung Personen nur unter der Voraussetzung als Hinterbliebene 
bestimmt oder anerkannt. daß sie mit dem Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft 
gelebt haben, so gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn der Unterhalt dieser Personen 
überwiegend vom Verstorbenen bestritten worden ist; 

i) bedeutet der Ausdruck" wohnen" den gewöhnlichen Aufenthalt; 

j) bedeutet der Ausdruck "sich aufhalten" den vorübergehenden Aufenthalt; 
k) bedeutet der Ausdruck "Träger des Wohnorts" den Träger. der nach der Gesetzgebung 

der Vertragspartei, die für diesen Träger gilt, für die Gewährung der Leistungen an dem 
Ort zuständig ist, an dem die betreffende Person wohnt, oder. wenn ein solcher Träger 
nicht vorhanden ist, den von der zuständigen Behörde der betreffenden Vertragspartei 
bezeichneten Träger; 

I) bedeutet der Ausdruck "Träger des AufenthaltsortS" den Träger, der nach der 
Gesetzgebung der Vertragspartei, die für dIesen Träger gilt, für die Gewährung der 
Leistungen an dem Ort zuständig ist, an dem die betreffende Person sich aufhält, oder, 
wenn ein solcher Träger nicht vorbanden ist, den von der zuständigen Behörde der 
betreffenden Vertragspartei bezeichneten Träger; . 

m) bedeutet der Ausdruck "Versicherungszeiten" die Beitrags-, Beschäftigungs-. Erwerbs­
tätigkeits- oder Wohnzeiten, die in der Gesetzgebung, nach der sie zurückgelegt worden 
sind, als Versicherungszeiten bestimmt oder anerkannt sind, sowie gleichgesteUte 
Zeiten, soweit sie nach dieser Gesetzgebung als den Versicherungszeiten gleichwertig 
anerkannt sind; 

n) bedeuten die Ausdrücke "Beschäftigungszeiten" und .. Erwerbstätigkeitszeiten" die 
Zeiten, die in der Gesetzgebung, nach der sie zurückgelegt worden sind, als solche 
bestimmt oder anerkannt sind! sowie gleichgestellte Zeiten. soweit sie nach dieser 
Gesetzgebung als den Beschäftigungs- oder Erwerbstätigkeitszeiten gleichwertig aner­
kannt sind; 

0) bedeutet der Ausdruck "Wohnzeiten" die Zeiten. dIe in der Gesetzgebung. nach der sie 
zurückgelegt worden sind, als solcbe bestimmt oder anerkannt sind; 

p) bedeutet der Ausdruck "Leistungen" die Sach- und Geldleistungen, die für den 
betreffenden Fall vorgesehen sind, einschließlich der Sterbegelder. sowie 
i) wenn es sich um Sachleistungen handelt. die LCl�rullgen. die! sich auf die Verbütung 

der durch die Soziale Sicherheit erfaßten Versicherungsfälle. die Wiederherstellung 
der Leistungsfähigkeit und die berufliche Wiedereingliederung beziehen; 

ü) wenn es sich um Geldleistungen handelt, die Teile aus öffentlichen Mitteln. die 
Erhöhungsbeträge, Anpassungsbeträge oder Zulagen sowie die Leistungen zur 
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Erhaltung oder Besserung der Erwerbsfähigkeit, die Kapitalabfindungen anstelle von 
Pensionen oder Renten und gegebenenfalls die Beitragserstattungen; 

q) i) bedeutet der Ausdruck "Familienleistungen" die Sach- und Geldleistungen ein­
schließlich der Familienbeihilfen zum Ausgleich von Familienlasten, mit Ausnahme 
der Erhöhungsbeträge oder Zulagen zu Pensionen oder Renten. die für die Familien­
angehörigen der Empfänger dieser Pensionen oder Renten vorgesehen sind; 

ü) bedeutet der Ausdruck "Familienbeihilfen" regelmäßige Geldleistungen, die nach 
Maßgabe der Zahl und des Alters der Kinder gewährt werden; 

r) bedeutet der Ausdruck "Sterbegeld" di� einmalige Zahlung bei Thd. mit Ausnahme der 
unter Buchstabe p) ü) genannten Kapitalabfindungen; 

s) bezieht sich der Ausdruck "nicht auf Beiträgen beruhend" auf Leistungen, deren 
Gewährung weder von einer unmittelbaren finanziellen Beteiligung der geschützten 
Personen oder ihres Arbeitgebers noch von einer bestimmten Dauer der Erwerbstätig­
keit abhängt. sowie auf die Systeme. nach denen ausschließlich solche Leistungen 
gewährt werden. 

II. ANzuwENDENDE GESETZGEBUNG 

Artikel 2 
L Ungeachtet der allgemeinen Vorschrift über die Anwendung der Gesetzgebung der 

Vertragspartei. in deren Hoheitsgebiet die Arbeitnehmer beschäftigt sind I, wird die aui die 
in diesem Absatz genannten Arbeitnehmer anzuwendende Gesetzgebung wie folgt t� 
stimmt: 
a) i) für Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei bei einem Untemeh­

men beschäftigt sind. dem sie gewöhnlich angehören, und die von diesem Unterneh­
men in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei entsandt werden. um dort !ür 
seine Rechnung eine Arbelt auszuführen, gilt weiterhin die Gesetzgebbng der 
erstgenannten Vertragspartei, sofern die voraussehbare Dauer dieser Arbeit die 
zwischen den betreffenden Vertragsparteien einvernehmlich festgelegte Frist nicht 
überschreitet und sie nicht zur Ablösung anderer Arbeitnehmer entsandt werden. 
deren Entsendungszeit abgelaufen ist; 

ü) dauert die auszuführende Arbeit infolge unvorhersehbarer Umstände länger als 
ursprünglich vorgesehen und wud die festgelegte Frist überschritten, so gilt bis zum 
Abschluß dieser Arbeit weiterhin die Gesetzgebung der erstgenannten Vertragspar­
tei, wenn die zuständige Behörde der zweitgenannten Vertragspartei oder die von ihr 
bezeichnete Stelle zustimmt; 

b) i) für Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswesen, die im Hoheitsgebie� von zwei 
oder mehr Vertragsparteien als fahrendes oder fliegendes Personal im Dienst eines 
Unternehmens beschäftigt sind, das semen Sitz im Hoheitsgebiet einer Verrragspar­
tei hat und das für Rechnung Dntter oder für eigene Rechnung die Beförderung von 
Personen oder Gütern im Schienen-, Straßen-, Luft· oder Binnenschiffahrtsverkehr 
durchführt, gilt die Gesetzgebung der letztgenannten Partei; 

ü) sind sie jedoch bei einer Zweigstelle oder einer ständigen Vertretung beschäftigt, die 
dieses Unternehmen im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei unterhält, in dem es nicht 
seinen Sitz hat, so gilt für sie die Gesetzgebung der Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet sich diese Zweigstelle oder ständige Vertrerung befindet; 

üi) sind sie überwiegend im Hoheitsgebiet der Vertragspartei beschäftigt, in dem sie 
wohnen, so gilt für sie die Gesetzgebung dieser Vertragspartei, auch wenn das 
Unternehmen, bei dem sie beschäftigt sind, dort weder seinen Sitz noch eine 
Zweigstelle oder eine stänclige Vertretung hat; 

c) i) für Arbeitnehmer, die nicht im internationalen Verkehrswesen beschäftigt sind und 
ihre Tätigkeit gewöhnlich im Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Vertragsparteien 
ausüben, gilt die Gesetzgebung der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sie 
wohnen, wenn sIe einen Teil ihrer Tätigkeit in diesem Hoheitsgebiet ausüben oder 

1 Siebe Arukel 5 Absatt 1 Buclutabe b) des Oberein.."oenmens Ober die Wahrung der Rechte in der Sozialen Sicherhott. 1982. 
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wenn sie für mehrere Unternehmen oder mehrere Arbeitgeber tätig sind. die ihren 
Sitz oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet verschiedener Vemagsparteien haben; 

ü) in den übrigen Fällen gilt für sie die Gesetzgebung der Vertragspartet. in deren 
Hoheitsgebiet das Unternehmen oder der Arbeitgeber, bei dem sie beschäftigt sind. 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat; 

d) für Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei bei einem Unternehmen 
beschäftigt sind, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet einer anderen Vemagspartei hat und 
durch das die gemeinsame Grenze dieser Vertragsparteien verläuft. gilt die Gesetz­
gebung der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet dieses Unternehmen seinen Sitz hat. 

. 2. Ungeachtet der allgemeinen Vorschrift über die Anwendung der Gesetzgebung der 
Vemagspartei, in deren Hoheitsgebiet die selbständig Erwerbstätigen tätig sind'. wird die 
auf die in diesem Absatz genannten selbständig Erwerbstätigen anzuwendende Gesetz­
gebung wie folgt bestimmt: 

a) für selbständig Erwerbstätige. die im Hoheitsgebiet 'einer Vemagspartei wohnen und im 
Hoheitsgebiet einer anderen Vemagspartei tätig sind. gilt die Gesetzgebung der 
erstgenannten Vertragspartel : 

i) wenn die zwettgenannte Vertragspartei keine auf sie anwendbare Gesetzgebung hat 
oder 

ü) wenn nach der Gesetzgebung jeder der beiden betreffenden Vertragsparteien die 
selbständig Erwerbstätigen ihr allem auf Grund der Tatsache unterstellt sind, daß sie 
im Hoheitsgebiet dieser Vemagspartei wohnen; 

b) für selbständig Erwerbstätige. die gewöhnlich im Hoheitsgebiet von zwei oder mehr 
Vertragsparteien tätig sind, gJ..It die Gesetzgebung der Vertragspartei, i.'l deren Hoheits­
gebiet sie wohnen, wenn sie emen Teil ihrer Tätigkeit in diesem Hoheitsgebiet ausüben 
oder wenn sie nach liieser Gesetzgebung ihr allein auf Grund der Tatsache unterstellt 
sind, daß sie im Hoheitsgebiet der letztgenannten Vemagspartei wohnen; 

c) üben die in Buchstabe b) genannten selbständig Erwerbstätlgea rucht einen Teil ihrer 
Tätigkeit im HoheitsgebIet der Vertragspartei aus, in dem sie wohnen. oder sind sie nach 
der Gesetzgebung dieser Vertragspanei ihr nicht allein auf Grund der Tatsache 
unterstellt, daß sie dort wohnen, oder hat die genannte Verrragspartei keine auf sie 
anwendbare Gesetzgebung, so gilt für sie die Gesetzgebung, die ZWtSchen den 
betreffenden Vertragsparteien oder zwischen ihren zuständigen Behörden einvernehm­
lich bestimmt wird . 

3. Gilt für einen Erwerbstätigen auf Grund der Absätze t oder 2 die Gesetzgebung 
einer Vertragspanei. in deren Hoheitsgebiet er \lieder beschäftigt ist oder eine Erwerbstätig­
keit ausübt noch wohnt, so ist diese Gesetzgebung auf ihn anwendbar. wie wenn er im 
Hoheitsgebiet dIeser Vertragspartei beschäftigt wäre oder eine Erwerbstätigkeit ausübte 
oder dort wohnte. 

4. Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können im Interesse der betreffen­
den Personen einvernehmlich andere als die in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehenen 
Regelungen treffen. 

m. WAHRUNG DER ANw AH.TSCHAfTEN 

A. ZUSAMMENRECHNUNG DER ZEITE:-l 

1. Ärztliche Betreuung, Krankengeld, Leistungen bei Mutterschaft und FamilienJeistungen 

Artikel 3 
Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei der Erwerb, die Aufrechterhaltung 

oder das Wiederaufleben des Leistungsans�ruchs von der Zurucklegung von Versiche· 
rungs-, Beschäftigungs-, Erwerbstärigkelts· oder Wohnzeiten ab. so berücksichtigt der 
Träger, für den diese Gesetzgebung gilt, soweit erio�derlich, für die Zusammenrechnung die 

, Siche Arnlccl S Absatz 1 Buclutabe 0/ Ge. UbeccUllcommens ubcr dic Wahrung der Rechte Ul der Sozi3lcD Sichcrhelt. 1982.. 
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nach der Gesetzgebung anderer VertragsparteIen zurückgelegten Versicherungs-. Beschäf­
tigungs-, Erwerbstatigkeits- und Wohnzeiten. soweit diese Zeiten sich nicht überschneiden, 
wie nach der Gesetzgebung der erstgenannten Vemagspartei zurückgelegte Zeiten. 

2. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Artikel 4 
1. Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei der Erwerb, die Aufrechterhal­

tung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von der Zurucklegung von Versiche­
rungs.., Beschäftigungs.., Erwerbstätigkeits- oder Wohnzeiten ab, so berücksichtigt der 
Träger, für den diese Gesetzgebung gilt, soweit erforderlich, für die Zusammenrechnung die 
nach der Gesetzgebung anderer Vertragsparteien zurückgelegten Versicherungs-, Beschäf­
tigungs.., Erwerbstätigkeits- und Wohnzeiten, soweit sie sich nicht überschneiden, wie nach 
der Gesetzgebung der erstgenannten Vertragspartei zurückgelegte Zeiten. 

2. Der Träger einer Vemagspartei, nach deren Gesetzgebung die Eröffnung des 
Leistungsanspruchs von der Zurucklegung von Versicherungszeiten abhängt, kann jedoch 
die Zusammenrechnung von Beschäftigungs- oder Erwerbstätigkeitszeiten, die nach der 
entsprechenden Gesetzgebung einer anderen Vertragspartei zunickgelegt worden sind, von 
der Voraussetzung abhängig machen, daß diese Zeiten als Versicherungszeiten gegolten 
hätten, wenn sie nach der Gesetzgebung der erstgenannten Vertragspartei zurückgelegt 
worden wären. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn nach der Gesetzgebung einer 
Vertragspartei die Dauer der Leistungsgewährung von der Dauer der zurückgelegten Zeiten 
abhängt. 

3. Leistungen bei Invalidität, bei Alter und an Hinterbliebene 

Artikel 5 
1. Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei der Erwerb, die Aufrechterhal­

tung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von der Zurucklegung von Versiche­
rungs-, Beschäftigungs-, Erwerbstätigkeits- oder Wohnzeiten ab, so berücksichtigt der 
Träger, für den diese Gesetzgebung gilt, für die Zusammenrechnung die nach der 
Gesetzgebung anderer Vertragsparteien zurückgelegten Versicherungs.., Beschäftigungs-, 
Erwerbstätigkeits- und Wohnzeiten, soweit diese Zeiten sich nicht überschneiden, wie nach 
der Gesetzgebung der erstgenannten Vertragspartei zurückgelegte Zeiten. 

2. Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei die Gewährung von Leistungen 
davon ab, daß der Betreffende oder, wenn es sich um Leistungen an Hinterbliebene handelt, 
der Verstorbene bei Eintritt des Versicherungsfalles dieser Gesetzgebung unterstand, so gilt 
diese Voraussetzung als erfüllt, wenn der Betreffende oder der Verstorbene zu diesem 
Zeitpunkt der Gesetzgebung einer anderen Vertragspartei unterstand oder, falls dies nicht 
zutrifft, wenn der Betreffende oder der Hinterbliebene solche Leistungen auf Grund der 
Gesetzgebung einer anderen Vertragspartei beanspruchen kann. 

3. Können nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei Zeiten der Pensions- oder 
Rentengewährung für den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des 
Leistungsanspruchs angerechnet werden, so berücksichtigt der zuständige Träger dieser 
Vertragspartei Zeiten der Pensions- oder Rentengewährung nach der Gesetzgebung der 
anderen Vertragsparteien. 

4. Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 6 
Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei die Gewährung bestimmter Leistun­

gen davon ab, daß Zeiten in einem Beruf, für den ein Sondersystem besteht, oder 

III-77 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 29

www.parlament.gv.at



. ' I 
·1 
1 

1 

- 8 -

gegebenenfalls in einem bestimmten Beruf oder einer bestimmten Beschäftigung zurückge­
legt worden sind, so werden für die Gewährung der Leistungen die nach der Gesetzgebung 
anderer Vertragsparteien zurückgelegten Zeiten nur dann berücksichtigt, wenn sie in einem 
entsprechenden System oder, wenn ein solches nicht besteht, im gleichen Beruf oder 
gegebenenfalls in der gleichen Beschäftigung zurückgelegt worden sind. Eriü.llt der 
Betreffende auch bei Berücksichtigung solcher Zeiten nicht die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Leistungen, so werden diese Zeiten für die Gewährung der Leistungen aus 
dem allgemeine� System oder, wenn ein solches nicht besteht, aus dem System für Arbeiter 
oder für Angestellte berücksichtigt. 

B. FESTSTELLUNG DER LEISTUNGEN BEl INVALIDITÄT. BEI ALTER UND AN HINTERBLIEBENE 

ArtiJcel 7 
Die Feststellung der Leistungen bei Invalidität, bei Alter und an Hinterbliebene erfolgt 

entsprechend der zwischen den Vertragsparteien einvernehmlich getroffenen Wahl ent­
weder nach dem Verteilungsverfahren oder nach dem Integrationsverfahren. 

v AR1ANTE ( - VERTEILUNGSVERFAHREN 

1. Gemeinsame Bestimmungen 

ArtiJcel 8 
1. Galt für eine Person nacheinander oder abwechselnd die Gesetzgebung von zwei 

oder mehr Vertragsparteien, so steilt der Träger jeder dieser Vertragsparteien nach der für 
ihn' geltenden Gesetzgebung fest, ob diese Person oder ihre Hinterbliebenen die Vorausset­
zungen für den Leistungsanspruch, gegebenenfalIs'unter Berücksichtigung des Artikels 5, 
erfüllen. 

2. Erfüllt der Betreffende diese Voraussetzungen. so kann der zuständige Träger jeder 
Vertrags partei , nach deren Gesetzgebung der Betrag der Leistungen oder bestimmter 
Leistungsteile im Verhältnis zur Dauer der zurückgelegten Zeiten steht, ungeachtet der 
nachstehenden Absätze die Leistungen oder Leistungsteile ausschließlich auf Grund der 
nach der für ihn geltenden Gesetzgebung zurückgelegten Zeiten unmittelbar berechnen. 

3. Erfüllt der Betreffende die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen, so berechnet der 
zuständige Träger jeder anderen Vertragspartei den theoretischen Betrag der Leistungen, 
auf die er Anspruch hätte, wenn alle nach der Gesetzgebung der betreffenden Vertragspar­
teien zurückgelegten und nach Artikel 5 berücksichtigten Zeiten nur nach der für diesen 
Träger geltenden Gesetzgebung zurückgelegt worden wären. 

4. Handelt es sich um 
a) Leistungen, deren Betrag nicht von der Dauer der zurückgelegten Zeiten abhängt, so 

gilt der Betrag als der in Absatz 3 genannte theoretische Betrag ; 
b) nicht auf Beiträgen beruhende Leistungen, deren Betrag nicht von der Dauer der 

zurückgelegten Zeiten abhängt, so kann der in Absatz 3 genannte theoretische Betrag 
unter Zugrundelegung und bis zur Höhe des Betrages der vollen Leistung berechnet 
werden, und zwar, 
i) bei Invalidität oder Tod im Verhältnis der Gesamtdauer der von dem Betreffenden 

oder von dem Verstorbenen vor Eintritt des Versicherungsfalles nach der Gesetz­
gebung aller betreffenden Vertragsparteien zurückgelegten und nach Artikel 5 
berücksichtigten Zeiten zu zwei Dritteln der Jahre seit der Vollendung des 
15. Lebensjahres - oder eines höheren, von den betreffenden Vertragsparteien 
einvernehmlich festgesetzten Alters - des Betreffenden oder des Verstorbenen bis 
zum Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit anschließender Invalidität ode; de3 Tedes, 
wobei die Jahre nach Erreichen der Altersgrenze für Leistungen bei Alter unberück­
sichtigt bleiben ; 

ü) bei Alter im Verhältnis der Gesamtdauer der von dem Betreffenden nach der 
Gesetzgebung aller betreffenden Vertragsparteien zurückgelegten und nach Arti-
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kel 5 berücksichti2ten Zeiten zu 30 Jahren, wobei die Jahre nach Erreichen der 
Altersgrenze für L-eistungen bei Alter unberucksichtigt bleiben. 

5. Der in Absatz 3 genannte Träger stellt sodann unter Zugrundelegung des nach 
Absatz 3 oder Absatz ..\. errechneten theoretischen Betrages den tatsächlichen Betrag der 
Leistungen, den er dem Betreffenden schuldet, im Verhältnis der nach der für ihn geltenden 
Gesetzgebung vor Eintritt des Versicherungsfalles zurückgelegten Zeiten zur Gesamtdauer 
der nach der Gesetzgebung aller beteiligten Vertragsparteien vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles zurückgelegten Zeiten fest. 

6. Überschreitet die Gesamtdauer der vor Eintritt des Versicherungsfalles nach der 
Gesetzgebung aller beteiligten Vertragsparteien zurückgelegten Zeiten die in der Gesetz­
gebung einer dieser Verrragsparteien für die Gewährung der vollen Leistungen vorgeschrie­
bene Höc.h.stdauer, so benicksichtigt der Träger dieser Vertragspartei bei der Anwendung 
der Absätze 3 und 5 diese Höchstdauer anstelle der Gesamtdauer der Zeiten, ohne daß 
diese Berecbnungsmethode den betreffenden Träger zur Gewährung von Leisrungen 
verpflichtet. deren Betrag höher ist als der Betrag der vollen Leisrungen, die nach der für ihn 
geltenden Gesetzgebung vorgesehen sind. 

Artikel 9 
1. Beträgt die Dauer der nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei zu berücksichti­

genden Zeiten weniger als ein Jahr und besteht auf Grund dieser Zeiten allein kein 
Leistungsanspruch nach dieser Gesetzgebung, so ist der Träger dieser Vertragspartei 
ungeachtet des Artikels 8 eicht verpflichtet, für diese Zeiten Leistungen zu gewähren. 

2. Die Zeiten nach Absatz 1 werden vom Träger jeder anderen in Betracht kommenden 
Vertragspartei bei der Anwendung des Artikels 8 mit Ausnahme seines Absatzes 5 
berücksichtigt. 

3. Wären bei der Anwendung des Absatzes 1 alle in Betracht kommenden Träger von 
der Leistungspflicht befreit, so erhält der Betreffende Leistungen 

(Variinte A) nur nach der Gesetzgebung der letzten Vertragspartei, deren Voraussetzun­
gen er unter Berücksichtigung des Artikels 5 erfüllt, als wären alle in Absatz 1 genannten 
Zeiten nach der Gesetzgebung dieser Vertragspartei zurückgelegt worden. 

(Variante B) nach Artikel 8. 
Arrikel lO 

1 .  Erfüllt der Betreffende zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Berücksichtigung des 
Artikels 5 nicht die Voraussetzungen nach der Gesetzgebung aller in Betracht kommenden 
Vertragsparteien, sondern nur die Voraussetzungen nach der Gesetzgebung einer oder 
mehrerer dieser Vertragsparteien, so gilt folgendes : 
a) der geschuldete Le\Stungsbetrag wird nach Artikel 8 Absatz 2 oder Absätze 3 bis 6 von 

jedem zuständigen Träger berechnet, für den eine Gesetzgebung gilt, deren Vorausset� 
zungen erfüllt sind ; 

b) erfüllt dabei der Betreffende die Voraussetzungen nach der Gesetzgebung 
i) von tnindestens zwei Vertragsparteien, ohne daß Zeiten zu berücksichtigen sind. die 

nach einer Gesetzgebung zurückgelegt wurden. deren Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, so bleiben diese Zeiten bei der Anwendung des Artikels 8 Absätze 3 bis 6 
unberücksichtigt ; 

ü) nur einer Vertragspartei, ohne daß Artikel 5 anzuwenden ist. so wird der geschuldete 
Leistungsbetrag nur nach der Gesetzgebung, deren Voraussetzungen erfüllt sind, und 
nur unter Berücksichtigung der nach dieser Gesetzgebung zurückgelegten Zeiten 
berechnet. 

2. Die im Falle des Absatzes 1 nach der Gesetzgebung einer oder mehrerer in Betracht 
kommenden Vertragsparteien gewährten Leistungen werden erforderlichenfalls nach Ani­
kel 8 Absatz 2 oder Absätze 3 bis 6 von Amts wegen jeweils neu berechnet, sobald die 
Voraussetzungen nach der Gesetzgebung einer oder mehrerer der anderen in Betracht 
kommenden Vertragsparteien ,  gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 5 ,  erfuilt 
sind. 
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3. Die nach der Gesetzgebung von zwei oder mehr Vertragsparteien gewährten 
Leistungen werden auf Antrag des Betreffenden nach Absatz 1 neu berechnet. wenn die 
Voraussetzungen nach der Gesetzgebung einer oder mehrerer dieser Vertragsparteien nicht 
mehr erfüllt sind. 

Artikel 11 

1. Ist der Betrag der Leistungen, auf welche der Betreffende nach der Gesetzgebung 
einer Vertragspartei ohne Anwendung der Artikel 5 und 8 bis 10 Anspruch hätte, höher als 
der Gesamtbetrag der nach diesen Bestimmungen geschuldeten Leistungen, so zahlt der 
zuständige Träger dieser Vertragspartei eine Zulage in Höhe des Unterscruedsbetrages. Die 
Zulage geht zu Lasten dieses Trägers. 

(VarianJe A) 2. Wären bei Anwendung des Absatzes 1 dem Betreffenden Zulagen von den 
Trägem von zwei oder mehr Vemagsparteien zu zahlen. so erhält er nur die höchste Zulage. 
Die Aufwendungen für die Zulage werden zwischen den zuständigen Trägem dieser 
Vertragsparteien im Verhältnis des Betrages der Zulage, die der einzelne Träger. käme er 
allein in Betracht, geschuldet hätte. zum Gesamtbetrag der Zulagen, die alle in Betracht 
kommenden Träger zu zahlen hätten, aufgeteilt. 

(Variante B) 2. Wären bei Anwendung des Absatzes 1 dem Betreffenden Zulagen von den 
Trägem von zwei oder mehr Vertragsparteien zu zahlen.  so erhält er diese Zulagen nur bis 
zur Höhe des von diesen Trägem nach Artikel 8 Absatz 3 oder Absatz � errechneten 
höchsten theoretischen Betrages. Übersteigt der Gesamtbetrag der Leistungen und Zulagen 
den höchsten theoretischen Betrag, so kann jeder Träger der in Betracht kommenden 
Vertragsparteien den Betrag der Zulage, die er geschuldet hätte. um einen Teil des darüber 
hinausgehenden Betrages kürzen. der im Verhältnis zwischen dem daniber hinausgehenden 
Betrag und dem Gesamtbetrag der Zulagen. die alle in Betracht kommenden Träger zu 
zahlen hätten, festgestellt wird. 

3. Die Zulagen nach den Absätzen 1 und 2 gelten als Bestandteil der Leistungen des zur 
Zahlung verpflichteten Trägers. Ihre Höhe ist außer in den Fällen des Artikels 10 Absatz 2 

• oder Absatz 3 e�dgült1g. 

2. Besondere Bestimmungen für die Leistungen bei Invalidität un.d an Hinterbliebene 

Artikel 12 
1. Bei Verschlimmerung ein<:!r Invalidität, die zur Leistungsgewährung nach der 

Gesetzgebung nur einer Vertragspartei geführt hat, gilt folgendes : 
a) galt für den Betreffenden seit Beginn des Leistungsbezugs nicht die Gesetzgebung einer 

anderen Verrragspartei, so gewährt der zuständige Träger der erstgenannten Vertrags­
partei die Leistungen unter Berucksichtigung der Verschlimmerung nach der für ihn 
geltenden Gesetzgebung; 

b) galt für den Betreffenden seit Beginn des Leistungsbezugs die Gesetzgebung einer oder 
mehrerer anderer Vertragspaneien, so werden ihm die Leistungen unter Berucksichti­
gung der Verschlimmerung nach den Artikeln 5 und 8 bis 1 1  gewährt ; 

c) im Falle des Buchstabens b) gilt der Tag, auf den der Beginn der Verschlimmerung 
festgelegt ist, als Tag des Eintritts des Versicherungsfalles ; 

d) hat der Betreffende im Falle des Buchstabens b) keinen Anspruch auf Leistungen gegen 
den Träger einer anderen Vertragspartei, so gewahrt der zuständige Träger der 
erstgenannten Vertragspartei die Leistungen unter Berucksichtigung der Verschlimme­
rung nach der für ihn geltenden Gesetzgebung. 

2. Bei Verschlimmerung einer Invalidität. die zur Leistungsgewährung nach der 
Gesetzgebung von zwei oder mehr Vertragsparteien geführt hat, werden die Leistungen 
unter Berucksichtigung der Verschlimmerung nach den Artikeln' 5 und 8 bis 1 1  gewährt. 
Absatz 1 Buchstabe c) gilt entsprechend. 

Artikel 13 
1. Die Leistungen bei Invalidität oder an Hinterbliebene werden gegebenenfalls nach 

Maßgabe der Gesetzgebung der Vertrags partei oder Vertragsparteien, nach der sie gewährt 
worden sind, und nach den Artikeln 5 und 8 bis 1 1  in Leistungen bei Alter umgewandelt. 
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2. Kann im Falle des Anikels 10 der nach der Gesetzgebung einer oder mehrerer 
Vertragsparteien zum Bezug von Leistungen bei [ovalidität oder an Hinterbliebene 
Berechtigte Ansprüche auf Leistungen bei Alter geltend machen. so gewährt jeder Träger. 
der Leistungen bei Invalidität oder an Hinterbliebene zu gewähren hat. diesem B erechtigten 
die Leistungen. auf die er nach der für diesen Träger geltenden Gesetzgebung Anspruch hat. 
weiter. bis dieser Träger Absatz 1 anzuwenden hat. 

VARIANTE n - rNTEGRATIONSVERFAHREN 

Regelung A. An den Wohnort gebundene Integration 

Arrikel 14 
1. Galt für eine Person nacheinander oder abwechselnd die Gesetzgebung von zwei 

oder mehr Vertragsparteien. so erhalten diese Person oder ihre Hinterbliebenen nur 
Leistungen nach der Gesetzgebung der Vertragspartei. in deren Hoheitsgebiet sie wohnen. 
sofern sie die nach dieser Gesetzgebung oder von den in Betracht kommenden Vertragspar­
teien vorgesehenen Voraussetzungen. gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 5 .  
erfüllen. 

2. Die Aufwendungen für die nach Absatz 1 bestimmten Leistungen 
a) gehen entweder ausschließlich zu Lasten des Trägers der Vertragspartei. in deren 

Hoheitsgebiet der Betreffende wohnt ; die Anwendung dieser Bestimmungen kann 
jedoch von der Voraussetzung abhängig gemacht werden .  daß der Betreffende zum 
Zeitpunkt der Antragstellung oder. im Falle von Leistungen an Hinterbliebene. daß der 
Verstorbene zum Zeitpunkt seines Todes während einer einvernehmlich zwischen den 
beteiligten Vertragsparteien festzulegenden Mindestdauer in diesem Hoheitsgebiet 
gewohnt hat ; oder 

b) werden zwischen den Trägern aller beteiligten Vertragsparteien im Verhältnis der nach 
der für jeden von ihnen geltenden Gesetzgebung vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zurückgelegten Zeiten zur Gesamtdauer der nach der Gesetzgebung aller beteiligten 
Vertragsparteien vor Eintritt des Versicherungsfalles zurückgelegten Zeiten aufgeteilt ; 
oder 

c) werden zwar vom Träger der Vertragspartei. in deren Hoheitsgebiet der Betreffende 
wohnt. übernommen. jedoch unter Ausgleichung durch die Träger der anderen 
beteiligten Vertragsparteien nach Maßgabe einer zwischen allen beteiligten Vertrags­
parteien vereinbarten Pauschalschätzung unter Zugrundelegung der Teilnahme des 
Betreffenden am System jeder Vertragspartei, deren Träger keine Leistungen zu 
gewähren hat. 

3. Erfüllt der Betreffende nicht die Voraussetzungen der Gesetzgebung der in Absatz 1 
genannten Vertragspartei oder sieht diese Gesetzgebung keine Leistungen bei [ovalidität. 
bei Alter oder an Hinterbliebene vor. so erhält er die günstigsten Leistungen. auf die er. 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 5. nach der Gesetzgebung jeder anderen 
Vertragspartei Anspruch hat. 

Regelong B. An den Eintritt der Versichernngsfälle 
Invalidität oder Tod gebundene Integration L 

Artikel 15 
1 .  Galt für eine Person nacheinander oder abwechselnd die Gesetzgebung von zwei 

oder mehr Vertragsparteien. so erhalten diese Person oder ihre Hinterbliebenen Leistungen 
nach den folgenden Absätzen. 

2. Der Träger der Vertragspartei. deren Gesetzgebung bei Eintritt der Arbeitsunfähig­
keit mit ar.schließender Invalidität oder des Tod::s galt. stellt nach dieser Gesetzgebung fest. 
ob der Betreffende die Voraussetzungen für den Leistungsanspruch. gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung des Artikels 5. erfüllt. 

I Diese R<:se1uag kann aut dea Fall bcschrtan werdea. daß die bcttclfende Penoa Zellea aussdllieSlieb na.c:b der CcsetZgebual VOQ 
Vertnll'l'artcic:n zurüclcgelegt bat. aa.c:b der der aetrllg der Leistungea voa der Dauer der Zellea Wl.bbln�g ist. 

._ - ' . - . . - . .  - . .  _ . _ . _ - ... � - - _ .. - - -- _ . _ - - --- - -. 
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3. Der Betreffende. der diese Voraussetzungen erfüllt, erhält die Leistungen ausschließ­
lich von dem genannten Träger nach der für diesen Träger geltenden Gesetzgebung. 

4. Erfüllt der Betreffende nicht die Voraussetzungen der Gesetzgebung der in Absatz 2 
genannten Vertragspartei oder sieht diese Gesetzgebung keine Leistungen bei Invaliditat 
oder an Hinterbliebene vor, so erhält er die günstigsten Leistungen, auf die er nach der 
Gesetzgebung jeder anderen Vertragspartei, gegebenenfalls unter Berücksichtigung des 
Artikels 5, Anspruch hat. 

Arti.ke1 16 
Artikel 12 Absatz 1 gilt entsprechend. 

C. FESTSTELLUNG DER lEISTtJNGEN BEI BERUFSKRANKHEIT 

Artilcel 17 
1. Hat der an einer Berufskrankheit Erkrankte nach der Gesetzgebung von zwei oder 

mehr Vertragsparteien eine Tätigkeit ausgeübt, die eine solche Krankheit verursachen kann, 
so werden die Leistungen. auf die er oder seine Hinterbliebenen Anspruch haben, out nach 
der Gesetzgebung der letzten dieser Vertragsparteien gewährt, deren Voraussetzungen 
diese Personen, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Absätze 2 bis 4, erfüllen. 

2. Sieht die Gesetzgebung einer Vertragspartei vor, daß die Gewährung der Leistungen 
bei Berufskrankheit davon abhängt. daß die betreffende Krankheit erstmals im Hoheits­
gebiet dieser Vertragspartei ärztlich festgestellt worden ist, so gilt diese Voraussetzung auch 
als erfüllt, wenn die Krankheit erstmals im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei 
festgestellt worden ist. 

3. Sieht die Gesetzgebung einer Vertragspartei ausdrücklich oder stillschweigend vor, 
daß die Gewährung der Leistungen bei Berufskrankheit davon abhängt, daß die betreffende 
Krankheit innerhalb einer bestimmten Frist nach Beendigung der letzten Tätigkeit, die eine 
solche Krankheit verursachen kann, festgestellt worden ist, so benicksichtigt der zuständige 
Träger dieser Vertragspartei, wenn er feststellt, wann die letzte derartige Tätigkeit ausgeübt 
wurde, soweit erforderlich, die nach der Gesetzgebung jeder anderen Vemagspartei 
ausgeübten gleichartigen Tätigkeiten, als wären sie nach der Gesetzgebung der erstgenann­
ten Vertragspartei ausgeübt worden . 

4. Sieht die Gesetzgebung einer Vertragspartei ausdn)cklich oder stillschweigend vor, 
daß die Gewährung der Leistungen bei Berufskrankheit davon abhängt, daß eine Tätigkeit, 
die eine solche Krankheit verursachen kann, während einer bestimmten Dauer ausgeübt 
wurde, so berücksichtigt der zuständige Träger dieser Vemagspartei, soweit erforderlich, 
für die Zusammenrechnung die Zeiten, in denen eine solche Tätigkeit nach der Gesetz­
gebung einer anderen Vertragspartei ausgeübt worden ist. 

S. In den Fällen der Absätze 3 oder 4 können 

(Varilmr.e I) die Aufwendungen für die Leistungen 

(Varilmr.e lI) die Aufwendungen für die Pensionen oder Renten 
bei Berufskrankheit zwischen den betreffenden Vemagsparteien aufgeteilt werden 

(VariLmte A) im Verhältnis der Dauer der nach der Gesetzgebung jeder dieser Vertrags­
parteien zurückgelegten Zeiten der Gefährdung zur Gesamtdauer der nach der Gesetz­
gebung aller Vertragsparteien zurückgelegten Zeiten der Gefährdung. 

(Varilmte B) im Verhältnis der Dauer der nach der Gesetzgebung jeder dieser Vemags­
parteien zurückgelegten Zeiten zur Gesamtdauer der nach der Gesetzgebung aller Vertrags­
parteien zurückgelegten Zeiten. 

(Variante C) zn gleichen Teilen zwischen den Parteien, nach deren Gesetzgebung die 
Dauer der Geffihrdung einen von den betreffenden Parteien einvernehmlich festgesetzten 
Prozentsatz der Gesamtdauer der nach der Gesetzgebung aller Vertragsparteien zurückge­
legten Zeiten der Gefährdung erreicht hat. 
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ArtiJul 18 

Bezog oder bezieht der an einer Berufskrankheit Erkrankte Leistungen vom Träger 
einer Vertragspartei und beansprucht er bei Verschlimmerung der Krankheit Leistungen 
vom Träger einer anderen Vertragspartei. so gilt folgendes : 
a) hat der Erk:rankte nach der Gesetzgebung der zweitgenannten Vertragspartei keine 

Tätigkeit ausgeübt, welche die Krankheit verursachen oder verschlimmern kann, so 
trägt der zuständige Träger der erstgenannten Vertragspartei die Kosten der Leistungen 
unter Berücksichtigung der Verschlimmerung nach der für ihn geltenden Gesetzgebung ; 

b) hat der Erkrankte eine solche Tätigkeit 'nach der Gesetzgebung der zweitgenannten 
Vertragspartei ausgeübt, so trägt der zuständige Träger der erstgenannten Vertragspar­
tei die Kosten der Leistungen ohne Berücksichtigung der Verschlimmerung nach der für 
ihn geltenden Gesetzgebung ; der zuständige Träger der zweitgenannten Vertragspartei 
gewährt dem Betreffenden eine Zulage in Höhe des Unterschieds zwischen dem Betrag 
der nach der Verschlimmerung geschuldeten Leistungen und dem Betrag der Leistun­
gen, die er vor der Verschlimmerung nach der für ihn geltenden Gesetzgebung 
geschuldet hätte. wenn die Krankheit nach der Gesetzgebung dieser Vertragspartei 
eingetreten wäre. 

rv. WAHRWIG DER ERWORBENE..""I ANSPRÜCHE UND ERBRINGUNG 
DER LEISTUNGEN INS AUSLAND 

1. Ärztliche Betreuung, Krankengeld, Leistungen bei Mutterschaft nnd Leimmgen 
bei Arbeitsunfall oder Berolskrankheit mit Ausnahme der Pensionen oder Renten 

Artikel 19 
1. Personen, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, die nicht zuständiger Staat ist. 

wohnen und die Voraussetzungen für einen Leistungsanspruch nach der Gesetzgebung des 
zuständigen Staates, gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 3 .  erfüllen. 
erhalten im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem sie wohnen. 

a) Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Trägers vom Träger des Wohnorts nach der 
für diesen Träger geltenden Gesetzgebung, als wären sie bei ihm versichert ; 

b) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach der für diesen geltenden Gesetzgebung, 
als wohnten sie im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates. Diese Leistungen können 
nach Vereinbarung zwischen dem zuständigen Träger und dem Träger des Wohnorts 
auch von diesem Träger für Rechnung des zuständigen Trägers gewährt werden. 

2. Absatz 1 gilt entsprechend für Leistungen bei Krankheit oder bei Mutterschaft an die 
Familienangehörigen, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, die nicht zuständiger Staat 
ist, wohnen. 

3. Grenzgänger und ihre Familienangehörigen können Leistungen auch vom zuständi­
gen Träger im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates nach dessen Gesetzgebung erhalten, 
als wohnten sie in dessen Hoheitsgebiet. 

(Variante I) Arrikel 20 

1.  Personen. die die Voraussetzungen für einen Leistungsanspruch nach der Gesetz­
gebung des zuständigen Staates. gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 3 .  
erfüllen und 
a) deren Zustand während des Aufenthalts im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, die 

nicht zuständiger Staat ist, unverzüglich Leistungen erfordert oder 

b) die vom zuständigen Träger die Genehmigung erhalt.::n habc:n. in das Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei . die nicht zuständiger Staat ist, in dem sie wohnen, zurückzukehren 
oder ihren Wohnort in das Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, die nicht zuständiger 
Staat ist, zu verlegen, nachdem sie zu Lasten dieses Trägers leistungsberechtigt 
geworden sind, oder 

. "  .�. . .... . ,, ' -' - -. _ . . - - - # _ .- - - - - .. �--. - ' - - _  .. - - -- - - -� .  - - . - . - ... --- " - _ . . .  ' -- "  - .. 

III-77 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 21 von 29

www.parlament.gv.at



i ' .; 
.� 

. � 
� 
! 

- l� -

c) die vom zuständigen Trager die Genehmigung erhalten haben.  sich in das Hoheitsgebiet 
einer Vertragspanei. die nicht zuständiger Staat ist. zu begeben. um dort eine ihrem 
Zustand angemessene Behandlung zu erhalten. 

erhalten 
i) Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Trägers vom Träger des Aufenthalts- oder 

Wohnorts nach der ffir diesen Träger geltenden Gesetzgebung, als wären sie bei ihm 
versichert, wobei sich die Dauer der Leisrungen nach der Gesetzgebung des zuständigen 
Staates richtet ; 

ü) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach der für diesen geltenden Gesetzgebung, 
als befänden sie sich im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates. Die Leistungen können 
nach Vereinbarung zwischen dem zuständigen Trager und dem Träger des Aufenthalts­
oder Wohnorts auch von diesem Träger für Rechnung des zuständigen Trägers gewährt 
werden. 

2. a) Die Genehmigung nach Absatz 1 Buchstabe b) darf nur verweigert werden, wenn 
der Wobnortwechsel des Betreffenden seinen Gesundheitszustand gefährden oder die 
Durchführung einer än:tl.ichen Behandlung in Frage stellen könnte. 

b) Die Genehmigung nach Absatz 1 Buchstabe c) darf nicht verweigert werden, wenn 
der Betreffende im Hoheitsgebiet der Vemagspanei.  in dem er wohnt, die betreffende 
Behandlung nicht erhalten !cann. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Leisrungen bei Krankheit oder bei 
Mutterschaft an die Familienangehörigen. 

(Variante lI) 
1.  Personen, die die Voraussetzungen für einen Leisrungsanspruch nach der Gesetz­

gebung des zuständigen Staates, gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 3.  
erfilllen und 
a) deren Zustand während des Aufenthalts im Hoheitsgebiet einer Vemagspartei, die 

nicht zuständiger Staat ist. unverzüglich Leistungen erfordert oder 
b) die in das Hoheitsgebiet einer Vertragspanei, die nicht zuständiger Staat ist. in dem sie 

wohnen, zurückkehren oder ihren Wohnort in das Hoheitsgebiet einer Vertragspartei ,  
die nicht zuständiger Staat ist. verlegen oder 

c) die sich in das Hoheitsgebiet einer Vertragspartei, die nicht zuständiger Staat ist, 
begeben, um dort eine ihrem Zustand angemessene B ehandlung zu erhalten, 

erhalten 

i) Sachleistungen vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts nach der für diesen Träger 
geltenden Gesetzgebung, als wären sie bei ihm versichert ; 

ü) Geldleistungen vom zuständigen Trager nach der für diesen geltenden Gesetzgebung,  
als befänden sie sich im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates. Die Leistungen können 
nach Vereinbarung zwischen dem zuständigen Träger und dem Trager des Aufenthalts­
oder Wohnorts auch von diesem Träger für Recbnung des zuständigen Trägers gewährt 
werden. 

2. Absatz 1 gilt entsprechend für Leistungen bei Krankheit oder bei Mutterschaft an die 
Fanrilienangebörigen. 

2. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Artikel 21 

1. Für Arbeitslose ,  die . gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 4, nach der 
Gesetzgebung einer Vertragspanei die für den Leistuogsanspruch erforderlichen Versiche­
rungs-. Beschäftigungs-. Erwerbstätigkeits- oder Wohnzeiten zurückgelegt haben und ihren 
Wohnort in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei verlegen. gelten insoweit auch 
die Voraussetzungen für den Leistungsanspruch nach der Gesetzgebung der zweitgenannten 
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Vertragspartei als erfül1t. wenn sie sich der Arbeitsverwaltung im Hoheitsgebiet dieser 
Vertragspartei zur Verfügung stellen und wenn sie binnen 30 Tagen oder innerhalb einer 
längeren, von den becreffenden Vertragsparteien einvernehmlich festzusetzenden Frist nach 
dem WohnortWechsel eIDen Antrag beim Träger ihres neuen Wohnorts stellen. Die 
Leistungen werden vom Träger des neuen Wohnorts nach der für ihn geltenden Gesetzge­
bung zu Lasten des zuständigen Trägers der erstgenannten Vertrags partei gewährt. 

(Variante I) während des gegebenenfalls nach der Gesetzgebung dieser Vertragspartei 
festgelegten Zeitraums. 

(Varimtte II) während des kürzesten der nach der Gesetzgebung der betreffenden beiden 
Vertragsparteien festgesetzten Zeiträume. 

(Varimtte 1lI) während des zwischen den betreffenden Vertragsparteien einvernehmlich 
festgesetzten Zeitraums. 

2. Für die Gewährung von Leistungen an einen Arbeitslosen, der während der letzten 
Beschäftigung im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei. die nicht zuständiger Staat ist. 
wohnte, gilt unbeschadet des Absatzes 1 folgendes : 

a) i) Grenzgänger erhalten bei Kurzarbeit oder sonstigem vorübergehendem Arbeitsaus­
fall in dem Unternehmen, das sie beschäftigt. gegebenenfalls unter Berucksichtigung 
des Artikels �, Leistungen nach der Gesetzgebung des zuständigen Staates, als 
wohnten sie dort ; diese Leistungen werden vom zuständigen Träger gewährt ; 

ü) Grenzgänger erhalten bei Vol1arbeitslosigkeit, gegebenenfalls unter Berücksichti­
gung des Artikels 4, Leistungen nach der Gesetzgebung der Vertragspartei. in deren 
Hoheitsgebiet sie wohnen, als hätte für sie während ihrer letzten Beschäftigung diese 
Gesetzgebung gegolten ; diese Leistungen werden vom Träger des Wohnorts zu 
seinen Lasten gewährt ; 

b) i) Erwerbstätige, die nicht Grenzgänger sind und für den Arbeitgeber: oder die 
Arbeitsverwaltung im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates verfügbar bleiben, 
erhalten bei Kurzarbeit, sonstigem vorübergehendem Arbeitsausfall oder Vol1-
arbeitslosigkeit, gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels �, Leistungen 
nach der Gesetzgebung dieses Staates, als wohnten sie in seinem Hoheitsgebiet ; 
diese Leistungen werden vom zuständigen Träger gewährt ; 

ü) Erwerbstätige, die nicht Grenzgänger sind und sich der Arbeitsverwaltung im 
Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem sie wohnen oder in das sie zurückkehren, 
zur Verfügung stellen,  erhalten bei Vollarbeitslosigkeit, gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung des Artikels 4, Leistungen nach der Gesetzgebung dieser Vertrags­
partei. als hätte für sie während ihrer letzten Beschäftigung diese Gesetzgebung 
gegolten ; diese Leistungen werden vom Träger des Wohnorts zu scillen Lasten 
gewährt ; 

üi) in Buchstabe b) ü) genannte Erwerbstätige , denen der zuständige Träger der 
Vertragspartei. deren Gesetzgebung zuletzt für sie galt, Leistungen zuerkannt hat, 
erhalten Leistungen nach Absatz 1 ,' als hätten sie ihren Wohnort in das Hoheitsgebiet 
der in Buchstabe b) ü) genannten Vertragspartei verlegt. während des in Absatz 1 
festgelegten Zeitraums. 

3. Solange ein Arbeitsloser Anspruch auf Leistungen nach Absatz 2 Buchstabe a) i) 
oder Buchstabe b) i) hat, hat er keinen Leistungsanspruch nach der Gesetzgebung der 
Vertragspartei. in deren Hoheitsgebiet er wohnt. 

3. FamilienJeistungen 

V ARlANTE [ - FAMILlENBEIHILFEN 

Artikel 22 

1. Personen, die der Gesetzgebung einer Vertragspartei unterstehen. erhalten. gegebe­
nenfalls ut:Iter Berücksichtigung des Artikels 3, für ihre Familienangehörigen, die im 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei wohnen, Familienbeihilfen nach der Gesetz-

- . .  - ._ - � .... . - , -. ., - . .  - . - . ,  .. - . . .  - -_ ... . - .. � - - - - - - - .... - . .  _ . -
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gebung der erstgenannten Vertragspartei, als wohnten die Familienangehörigen in deren 
Hoheitsgebiet. 

2. Die Familienbeihilien werden nach der Gesetzgebung der Vertragspartei gewährt, 
der der Betreffende untersteht, auch wenn die natürliche oder juristische Person, an welche 
die Familienbeihilien zu zahlen sind, im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei wohnt 
oder ihren· Sitz hat. In diesem Fall können die Familienbeihilfen nach Vereinbarung 
zwischen dem zuständigen Träger und dem Träger des Wohnorts der Familienangehörigen 
von diesem für Rechnung des zuständigen Trägers gewährt werden. 

VARIANTE 11 - FAMIUENl.EIS11JNGEN 

Artikel 23 
(Vari.anu A) 

1. Personen, die der Gesetzgebung einer Vertragspartei unterstehen, �rhalten, gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 3, für ihre Familienangehörigen, die im 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei wohnen, Familienleistungen nach der Gesetz­
gebung der letztgenannten Vertragspartei, als unterstünden die genannten Personen dieser 
Gesetzgebung. 

2. Die Familienleistungen werden den Familienangehörigen vom Träger ihres Wohn­
orts nach der für diesen geltenden Gesetzgebung zu Lasten des zuständigen Trägers bis zur 
Höhe des Betrags der von dem letztgenannten Träger geschuldeten Leistungen gewährt. 

(Variante B) 
Wohnen die Familienangehörigen einer Person, die im Hoheitsgebiet einer Vertrags­

partei arbeitet oder wohnt, im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei, so werden thnen 
die Familienleistungen 'vom Träger ihres Wohnorts zu dessen Lasten gewährt. 

4. Nicht auf Beiträgen beruhende Leistungen bei Invaliditit. 
bei Alter und an Hinterbüebene 

Artikel 24 
(Variante I) Ist Artikel 8 nicht anzuwenden und wohnt der Bezieher einer nicht auf 
Beiträgen beruhenden Leistung bei Invalidität, bei Alter oder an Hinterbliebene, deren 
Betrag nicht von einer bestimmten Dauer der Wobnzeit abhängt, im Hoheitsgebiet einer 
anderen als der Vertrngspartei, nach deren Gesetzgebung er Anspruch auf Leistungen hat, 
so können die Leistungen wie folgt berechnet werden : 
a) bei Invalidität oder Tod im Verhältnis der Anzah..l der Wohnjahre, die von dem 

Betreffenden oder dem Verstorbenen von der VoUendung des 15.  Lebensjahres - oder 
eines höheren, von den betreffenden Vertragsparteien einvernehmlich festgesetzten 
Alters - bis zum Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit anschließender Invalidität oder des 
Todes nach dieser Gesetzgebung zurückgelegt worden sind, zu zwei Dritteln der Jahre 
zwischen diesen beiden Zeitpunkten, wobei nach Erreichung der Altersgrenze für 
Leistungen bei Alter zurückgelegte Jahre unberücksichtigt bleiben ; 

b) bei Alter im Verhältnis der Anzahl der Wohnjahre, die von dem Betreffenden nach 
dieser Gesetzgebung von der VoUendwig des 15. Lebensjahres - oder eines höh�ren, 
von den betreffenden Vertragsparteien einvernehmlich festgese tzten Alters - bis zur 
Erreichung der Altersgrenze für Leistungen bei Alter zurückgelegt worden sind, zu 
30 Jahren. 

(Variante 1/) Ist Artikel 8 nicht anzuwenden und werden nach der Gesetzgebung einer 
Vertragspartei sowohl auf Beiträgen als auch nicht auf Beiträgen beruhende Leistungen bei 
Invalidität, bei Alter oder an Hinterbliebene gewährt, so werd�n die nicht auf Beiträgen 
beruhenden Leistunge:l bei Invalidität, bei Alter oder an Hinterbliebene . deren Betrag nicht 
von einer bestimmten Dauer der Wohnzeit abhängt, dem Empfinger . der im Hoheitsgebiet 
einer anderen VertTagspartei wohnt. im gleichen Verhältnis wie die auf Beiträgen 
beruhenden Leistungen gewährt, auf die dieser Empfänger Anspruch hat, zu dem vollen 
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Betrag der auf Beiträgen beruhenden Lc:istungen. auf die er Anspruch hätte. wenn er die 
gesamte Dauer der erforderlichen Zeiten zurückgelegt hätte. 

V. REGELUNG BEIM ZUSA.'vfMENTREFFE."4 VON LEIsnINGEN 
Arrikel 25 

Ist in der Gesetzgebung einer Vertragspartei für den Fall des Zusammentreffens 
mehrerer Leistungen oder des Zusammentreffens von Leistungen mit anderen Einkünften 
oder wegen Ausübung einer Erwerbstätigkeit vorgesehen. daß die Leistungen gekürzt, zum 
Ruhen gebracht oder entzogen werden, so sind diese Bestimmungen dem Berechtigten 
gegenüber auch dann anwendbar. wenn es sich um nach der Gesetzgebung einer anderen 
Vertragspartei erworbene Lc:istungen. um im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei 
bezogene Einkünfte oder um eine im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei ausgeübte 
Erwerbstätigkeit handelt. Dies gilt jedoch nicht für Leistungen gleicher Art bei Invalidität, 
bei Alter, an Hinterbliebene oder bei Berufskrankheit. die von den Trägem von zwei oder 
mehr Vertragsparteien nach Artikel 8 oder Artikel 18 Buchstabe b) festgestellt werden. 

Artikel 26 
Hat eine Person, die eine nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei geschuldete 

Leistung bezieht, anch Anspruch auf Leistungen nach der Gesetzgebung einer oder 
mehrerer anderer Vertragsparteien. so gilt folgendes : 
a) hätte die Anwendung der Gesetzgebung von zwei oder mehreren Vertragsparteien 

gleichzeitig die Kiinung. das Ruhen oder den Entzug dieser Leistungen zur Folge. so 
darf jede Leistung nur bis zu dem Betrag gekürzt. zum Ruhen gebracht oder entzogen 
werden, der sich ergibt, wenn der Betrag, der nach der Gesetzgebung, nach der diese 
Leistung geschuldet wird, der Kürzung, dem Ruhen oder dem Entzug unterliegt. durch 
die Anzahl der der Kürzung, dem Ruhen oder dem Entzug unterliegenden Leistungen, 
auf die der Berechtigte Anspruch hat, geteilt wird ; 

b) handelt es sich jedoch um Leistungen bei Invalidität. bei Alter und an Hinterbliebene, 
die vom Träger einer Vertragspartei nach Artikel 8 festgestellt werden, so berücksichtigt 
dieser Träger die Leistungen. Einkünfte oder Entgelte, die zu der Kürzung, dem Ruhen 
oder dem Entzug der von ihm geschuldeten Leistung führen, nicht bei der Berechnung 
des theoretischen Betrages nach Artikel 8 Absätze 3 und 4, sondern nur bei der 
Kürzung, dem Ruhen oder dem Entzug des Betrages nach Artikel 8 AbsatZ 2 oder 
Absatz 5 ;  diese Leistungen, Einkünfte oder Entgelte werden nur in dem Umfang 
angerechnet, der sich nach Artikel 8 Absatz 5 im Verhältnis zur Dauer der zurückgeleg­
ten Zeiten ergibt. 

Arrikel 27 

Hat eine Person nach der Gesetzgebung von zwei oder mehr Vertragsparteien Anspruch 
auf Leistungen bei Krankheit, so können diese Leistungen nur nach der Gesetzgebung 
derjenigen dieser Vertragsparteien gewährt werden. in deren Hoheitsgebiet diese Person 
wohnt, oder, falls sie nicht im Hoheitsgebiet einer dieser Vertragsparteien wohnt. nur nach 
der Gesetzgebung derjenigen der genannten Vertragsparteien, der diese Person oder die 
den Anspruch auf die Leistungen begründende Person zuletzt unterstanden hat. 

Arrikel 28 

Hat eine Person nach der Gesetzgebung von zwei oder mehr Vertragsparteien A.nspruch 
auf Leistungen bei Mutterschaft, so können diese Leistungen nur nach der Gesetzgebung 
derjenigen dieser Vertragsparteien gewährt werden, in deren Hoheitsgebiet die Entbindung 
stattgefunden hat, oder, falls sie nicht im Hoheitsgebiet einer dieser Vertragsparteien 
stattgefunden hat. nur nach der Gesetzgebung derjenigen der genannten Vemagsparteien. 
der diese Person oder die den Anspruch auf die Leistungen begründende Person zuletzt 
unterstanden hat. 

Arrikel 29 

1 .  Tritt der Tod im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei ein. so kann nur der nach der 
Gesetzgebung dieser Vertragspartei erworbene Anspruch auf Sterbegeld bestehen bleiben, 
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während der nach der Gesetzgebung jeder anderen Vertragspartei erworbene Anspruch 
erlischt. 

2. Tritt der Tod im Hoheitsgebiet emer Vertragspartei ein und besteht Anspruch auf 
Sterbegeld nur nach der Gesetzgebung von zwei oder mehr anderen Vertragsparteien. so 
kann nur der Anspruch nach der Gesetzgebung der Vertragspanei bestehen bleiben. 
welcher der Verstorbene zuletzt unterstanden hat, während die nach der Gesetzgebung 
jeder anderen Vertragspanei erworbenen Anspruche erlöschen. 

3. Tritt der Tod außerhalb des Hoheitsgebiets der Vertragspaneien ein und besteht 
Anspruch auf Sterbegeld nach der Gesetzgebung von zwei oder mehr Vemagspaneien, so 
kann nur der Anspruch nach der Geserzgebung der Vertragspanei bestehen bleiben, 
welcher der Verstorbene zuletzt unterstanden hat, während die nach der Gesetzgebung 
jeder anderen Vertragspanei erworbenen Anspruche erlöschen. 

ArtikeL 30 

(Variante I) Besteht für denselben Zeitraum und für dieselben Familienangehörigen 
Anspruch auf Familienbeihilfen nach Artlkel 22 und nach der Gesetzgebung der Vertrags­
panei, in deren Hoheitsgebiet die Familienangehörigen wohnen. so wird der Anspruch auf 
Familienbeihilfen nach der Gesetzgebung dieser Venragspanei ausgesetzt. Übt jedoch ein 
Familienangehöriger im Hoheitsgebiet der genannten Vertragspartei eine Erwerbstätigkeit 
aus, so bleibt dieser Anspruch bestenen, während der Anspruch auf Familienbeihilfen nach 
Artikel 22 ausgesetzt wird . 

(Variante LI) Besteht für denselben Zeitraum und für dieselben Familiengehörigen 
Anspruch auf Familienbeihilfen nach Artikel 22 und nach der Gesetzgebung der Vertrags­
partei, in deren Hoheitsgebiet die Familienangehörigen wohnen. so wird der Anspruch auf 
Familienbeihilfen nach Artikel 22 ausgesetzt. 

VI. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

ArtikeL 31 

Die nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei vorgesehenen ärztlichen Begutachtun­
gen können auf Ersuchen des Trägers. für den diese Gesetzgebung gilt, im Hoheitsgebiet 
einer anderen Vertragspartei vom Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts durchgeführt 
werden. Sie gelten in diesem Fall als un Hoheitsgebiet der ersten Vemagspartei durchge­
führt. 

Artikel 32 
1. Bei der Festsetzung der Höhe der dem Träger einer Vertragspanei geschuldeten 

Beiträge werden die im Hoheitsgebiet jeder anderen Vernagspartei erzielten Einkünfte 
beruckslchtigt. 

2. Beiträge, die dem Träger einer Venragspartei geschuldet werden, können im 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspanel nach dem Verwaltungsverfahren und mit den 
Sicherungen und Vorrechten, die für die Einziehung der einem entsprechenden Träger der 
zweiten Vertragspanei geschuldeten Beiträge gelten, eingezogen werden. 

AnikeL 33 

Die in der Gesetzgebung einer Vertragspanei vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung 
von Steuern, Stempel- . Genchts- oder Eintragungsgebühren für Schriftstücke oder Unter­
lage�, di

_
e nach dieser Gesetzgebung vorzulegen sind, findet auch auf die entsprechenden 

Schriftsrucke und Unterlagen Anwendung .  die nach der Gesetzgebung einer anderen 
Vertragspartei oder nach diesen MusterbesuInmungen vorzulegen sind.  

Arrikel 34 

1 .  
.
Die zuständigen Behörden der Vernagspanelen können Verbindungsstellen bezeich­

nen,  die befugt sind, unmittelbar untereinander sowie mit dem Träger jeder Vertragspartei 
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zu verkellren. sofern sie von der zuständigen Behörde dieser Vemagspartei dazu ermächtigt 
sind. 

2. Jeder Träger einer VertTagspartei sowie jede im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
wohnende oder sich dort autbaltende Person kann sich entweder unmittelbar oder über die 
Verbindungsstellen an den Träger einer anderen Vertragspartei wenden. 

Anikel 35 

1. Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Vertragsparteien über die Auslegung oder 
Anwendung dieser ;..tusterbestimmungen werden durch unmittelbare Verhandlungen zwi­
sehen den zuständigen Behörden der beteiligten Vertragsparteien beigelegt. 

2. Kann eine Streitigkeit nicht innerhalb von sechs Monaten nach Beginn der 
Verhandlungen beigelegt werden. so wird sie einer Schiedsstelle vorgelegt, deren Zusam­
mensetzung und Verfahren zwischen den Vemagsparteien einvernehmlich festgelegt 
werden. 

3. Die Entscheidungen der Schiedsstelle sind bindend und endgültig. 

VIT. BESTIMMUNGEN ÜBER DlE WAHRl:�G DER RECHTE IN DE.1'o{ BEZIEHUNGEN 
ZWISCHEN ODER MIT VERSORGUNGSKASSEN 

VARIANTE I 

Anikel 36 

1. Endet die Unterstellung einer Person unter die Gesetzgebung einer Vertragspartei, 
nach der sie einer Versorgungskasse angehört hat, vor Eintritt eines Versicherungsfalls, der 
es ihr gestattet, den ihrem Konto gutgeschriebenen Betrag ausgezahlt zu erhalten. so kann 
sie auf Antrag entweder den gesamten Betrag abheben oder seine (jberweisung an den 
Träger veranlassen. dem diese Person im Hoheitsgebiet der Vertragspartei. deren GesetZ­
gebung für sie gilt. angehört. 

2. Ist dieser Träger selbst eine Versorgungskasse . so wird der überwiesene Betrag von 
diesem Träger dem für den Betreffenden eröffneten Konto gutgeschrieben. 

3. Ist der in Absatz 1 genannte Träger ein für Pensionen oder Renten zuständiger 
Träger, so wird ihm der überwiesene Betrag gezahlt, um den Nacherwerb von Zeiten zwecks 
Begründung oder Verbesserung der Leistungsanspruche des Betreffenden nach der 
Gesetzgebung zu ermöglichen, die für diesen Träger gilt. D as  Nacherwerbsverfahren wird 
entweder nach dieser Gesetzgebung oder einvernehmlich zwischen den in Betracht 
kommenden Vertragsparteien bestimmt. 

Anikel 37 

Endet die Unterstellung einer Person unter die Gesetzgebung einer Vertragspartei. nach 
der sie einem Pensions- oder Rentensystem angehört hat. weil sie sich in das Hoheitsgebiet 
eiper anderen Vertragspartei begibt, nach deren Gesetzgebung sie einer Versorgungskasse 
beitritt, bevor sie einen Pensions-· oder Rentenanspruch nach der Gesetzgebung der 
erstgenannten Partei erworben hat, 

(Variante A) so bleiben die Pensions- oder Rentenanwartschaften dieser Person für sie 
selbst und ihre Hinterbliebenen so lange bestehen, bis die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Pension oder Rente erfüllt sind. Andernfalls wird der Betrag der von dieser Person 
oder für sie gezahlten Beiträge unter zwischen den in Betracht kommenden Vemagspar­
teien einvernehmlich festgelegten Bedingungen der Versorgungska.s.:öe überwiesen. 

(Variante B) so wird der Betrag der von dieser Person oder für sie gezahlten Beiträge 
unter zwischen den in Betracht kommenden Vertragsparteien einvernehmlich festgelegten 
Bedingungen der Versorgungskasse überwiesen. 
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Anikel 38 
1. Hängt [lach der Gesetzgebung einer Vemagspanei der Erwerb, die Aufrechterhal­

tung oder das Wiederaufleben des Pensions- oder Rentenanspruchs von der Zurücldegung 
von Versicherungs-, Beschäftigungs-, Erwerbstätigkeits- oder Wohnzeiten ab, so berück­
sichtigt der Träger, für den diese Gesetzgebung gilt, für die Zusammenrechnung die Zeiten. 
während denen eine Person einer Versorgungskasse angehört hat und Beiträge zu dieser 
Kasse leisten mußte. 

2. Erfüllt der Betreffende unter Berücksichtigung des Absatzes 1 die Voraussetzungen 
für den Bezug einer Pension oder Rente, so wird der Betrag der Pension oder Rente nach 
Artikel 8 bis 13 berechnet. 

3. Hängt nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei die Zahlung der dem Konto einer 
Person, die einer Versorgungskasse angehört, gutgeschriebenen Beträge von der Zurück­
legung von Beitragszeiten ab, so berücksichtigt der Träger, der diese Gesetzgebung 
anwendet, für die Zusammenrechnung die nach der Gesetzgebung einer Vertragspartei, 
nach der sie einem Pensions- oder Rentensystem angehört hat, zurückgelegten Versiche­
rungs-, Beschäftigungs-, Erwerbstätigkeits- und Wohnzeiten. 

ANHANG II 

Mustenibereinko.mmeD zur KoordinienlD� 
VOD Nd- oder melmeitigeD Ubereink.üafteD iiber Soziale Sicherheit 

Artikei l 
In diesem Übereinkommen 

a) bedeutet der Ausdruck " Vemagspartei" jeden durch dieses Übereinkommen gebunde­
nen Mitgliedstaat der Internatiooalen Arbeitsorganisation ; 

b) umfaBt der Ausdruck "GesetZgebung" alle Gesetze und Verordnungen sowie die 
satzungsmäßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit ; 

c) bat der Ausdruck ,,Flüchtling" die gleiche Bedeurung wie in Artikel 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 und in Artikel 1 Absatz 2 des 
Protokolls betreffend die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31 .  Januar 1967 ohne 
geographische Begrenzung ;  

d) hat der Ausdruck . .  Staatenloser" die gleiche Bedeurung wie in Artikel 1 des Abkom­
mens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 28. September 1954 ; 

e) bedeutet der Ausdruck . .  Übereinkunft" jede zwei- oder mehrseitige Übereinkunft über 
die Wahrung der Anwartschaften in der Sozialen Sicherheit, die zwischen zwei oder 
mehreren Vertragsparteien jetzt oder künftig in Kraft ist ; 

f) bedeutet der Ausdruck "Träger" jede Einrichtung oder Behörde, die unmittelbar für die 
Anwendung der gesamten Gesetzgebung eines Mitglieds oder eines Teils davon 
verantwortlich ist ; 

g) bedeutet der Ausdruclc .. Versicherungszeiten'· die Beitrags- , Beschäftigungs-. Erwerbs­
tätigkeits- o·der Wohnzeiten. die in der Gesetzgebung,  nach der sie zurückgelegt worden 
sind, als Versicherungszeiten bestimmt oder anerkannt sind, sowie gleichgestellte 
Zeiten, soweit sie nach dieser Gesetzgebung als den Versicherungszeiten gleichwertig 
anerkannt sind ; 

h) bedeuten die Ausdrucke .. BeschäftigungszeitenU und .. Erwerbstätigkeitszciten" die 
Zeiten, die in der Gesetzgebung, nach der sie zurückgelegt worden sind, als solche 
bestimmt oder anerkannt sind, sowie gleichgestellte Zeiten,  soweit sie nach dieser 
Gesetzgebung als den B eschäftigungs- oder Erwerbstätigkeicszeiten gleichwertig aner-
kannt sind ; . 

i) bedeutet der Ausdruck . .  Wohnzeiteo" die Zeiten,  die in der Gesetzgebung, nach der sie 
zurückgelegt worden sind, als solche bestimmt oder anerkannt sind ; 
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j) bedeutet der Ausdruck . ,Leistungen" die. Sach- und Geldleistungen. die für den 
betreffenden Fall vorgesehen sind. einschließlich der Sterbegelder. sowie 
i) wenn es sich um Sachleistungen handelt. die Leistungen. die sich auf die Verhütung 

der durch die Soziale Sicherheit erfaß�n Versicherungsfälle. die Wiederherstellung 
der Leistungsfähigkeit und die berufliche Wiedereingliederung beziehen ; 

ü) wenn es sich um Geldleistungen handelt. die Teile aus öffentlichen Mitteln. die 
Erhöhungsbeträge, Anpassungsbeträge oder Zulagen sowie die Leistungen zur 
Erhaltung oder Besserung der Erwerbsfähigkeit. die Kapitalabfindungen anstelle von 
Pensionen oder Renten und gegebenenfalls die Beitragserstattungen. 

Artikel 2 
Im Geltungsbereich dieses Übereinkommens gelten die Bestimmungen jeder Überein­

kunft. die zwei oder mehr Vertragsparteien bindet. für die Staatsangehörigen jeder anderen 
Vertragspartei sowie für Flüchtlinge und Staatenlose. die im Hoheitsgebiet einer Vertrags­
partei wohnen. 

Arrikel 3 

Dieses Übereinkommen gilt für ille Personen. für die zwei oder mehr Übereinkünfte 
gelten. 

Artikel 4 

1. Die Bestimmungen einer Übereinlrunft. die zwei oder mehr Vertragsparteien bindet. 
über die Zusamme nrechnung der Versicherungs- , Beschäftigungs-, Erwerbstätigkeits- oder 
Wobnzeiten für den Erwerb, die Wcihrung oder das Wiederaufleben der Leistungsanspruche 
gelten für entsprechende nach der Gesetzgebung jeder anderen Vertragspartei zurückge­
legte Zeiten, wenn zwischen dieser Vertragspartei und den genannten Parteien eine 
Obereinlrunft besteht, die gleichfalls Bestimmungen über die Zusammenrechnung solcher 
Zeiten vorsieht, soweit die zusammenzurechnenden Zeiten sich nicht überschneiden . 

2. Hat nach Absatz 1 der Träger einer Vertragspartei die Bestimmungen von zwei oder 
mehr Übereinkünften anzuwenden,  die unterschiedliche Regelungen für die Zusammen­
rechnung von Zeiten vorsehen, so finden ausschließlich die für den Betreffenden günstigsten 
Bestimmungen Anwendung. 

3. Handelt es sich um Leistungen. die nach allen in Betracht kommenden Übereinkünf­
ten nach der Gesetzgebung nur einer Vertragspartei zuerkannt werden,  so wird die in 
Absatz 1 vorgesehene Zusammenrechnung nur in dem für den Erwerb ,  die Wahrung oder 
das Wiederaufleben der nach dieser Gesetzgebung vorgesehenen günstigsten Leistungs­
ansprüche erforderlichen Umfang vorgenommen .  

Artikel 5 

1. Bei Anwendung des Artikels 4 werden die Leistungen bei Invaliditat. bei Alter und 
an Hinterbliebene nach den Absätzen 2 bis 4 festgestellt. 

2. Beruhen alle in Betracht kommenden Übereinkünfte auf dem Verteilungsverfabren, 
so wendet der Träger jeder Vertragspartei die Bestimmungen der diese Partei bindenden 
Übereinkünfte an, unter Berücksichtigung der nach Artikel 4 Absätze 1 und 2 vorgenom­
menen Zusammenrechnung der Zeiten ; er hat jedoch nur die höchste der nach diesen 
Übereinkünften festgestellten Leistungen zu erbringen. 

3. Beruhen alle in Betracht kommenden Übereinkünfte auf dem Integrationsverfahren. 
so berücksichtigt der Träger der Vertragspartei . die die Leistungen zu gewahren hat, zu 
diesem Zweck die Bestimmungen des Artikels 4.  

4. Sind unter den in Betracht kommenden Übereinkünften solche . die auf dem 
Verteilungsverfahren, und solche, die auf dem Integrationsverfahren beruhen. so wendet 
der Träger jeder Vertragspartei die Bestimmungen der diese Partei bindenden Überein­
künfte an, unter Berücksichtigung der nach Artikel 4 vorgenommenen Zusammenrechnung 
der Zeiten ; dem Betreffenden sind jedoch nur die aus der Anwendung des günstigsten 
Verfahrens sich ergebenden Leistungen zu erbringen. 
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